Amtsblatt fiir Brandenburg

26. Jahrgang Potsdam, den 21. Januar 2015 Nummer 2

Inhalt Seite

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN
Ministerium fiir Lindliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft

Offentliches Auslegungsverfahren zum geplanten Naturschutzgebiet ,,Domnitz ............... 35

Ministerium fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie

Bestimmung tiber die Stelle zur Fiihrung der Geschifte des Landesschiedsamtes fiir die

vertragsarztliche Versorgung im Land Brandenburg ..................... ... ....... ... ... 35
Ministerium des Innern und fiir Kommunales

Ministerium fiir Infrastruktur und Landesplanung

Gemeinsamer Erlass des Ministeriums des Innern und fiir Kommunales und des Ministeriums

fiir Infrastruktur und Landesplanung zur Organisation, zu den Zustdndigkeiten und Aufgaben

von Verkehrsunfallkommissionen im Land Brandenburg .......... ... ... ... ... ... .... 36

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

Errichtung und Betrieb von drei Windkraftanlagen (Windpark Kemnitz)
in 14947 Nuthe-Urstromtal OT Kemnitz . ...... ... ... . i 39

Genehmigung fiir eine wesentliche Anderung einer Bodenwaschanlage in 14959 Trebbin ........ 39

Errichtung und Betrieb von sechs Windkraftanlagen in 14959 Trebbin OT Christinendorf
und in 15838 Am Mellensee OT Gadsdorf ....... ... .. . . ... i 40

Genehmigung einer Windkraftanlage in 16278 Landin . .......... .. ... ... ... ... 40

Feststellung des Unterbleibens einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP) fiir das Vorhaben
Errichtung und Betrieb eines Heimtierkrematoriums in 15236 Frankfurt (Oder) OT Markendorf . . . 41

Genehmigung fiir eine Anlage zur zeitweiligen Lagerung von Abfillen
(Zentraler Wertstofthof Potsdam) am Standort in 14478 Potsdam ............................ 42

Genehmigung fiir die Errichtung und den Betrieb von einer Windkraftanlage in 16792 Zehdenick,
OT MiIldenberg . .. ...ttt ettt e e e e e e e e e e e et 42

Feststellung des Unterbleibens der UVP-Pflicht fiir das Vorhaben der wesentlichen Anderung
der Biogasanlage am Standort 16845 Brunn ......... ... i 43



34

Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 2 vom 21. Januar 2015

Inhalt

Vorpriifung zur Feststellung des Unterbleibens der UVP-Pflicht fiir das Vorhaben Errichtung
und Betrieb von drei Windkraftanlagen (WKA) am Standort 04938 Uebigau-Wahrenbriick

OT Kauxdort . ...

Vorpriifung zur Feststellung des Unterbleibens der UVP-Pflicht fiir das Vorhaben Errichtung

und Betrieb von einer Windkraftanlage am Standort 03238 Lichterfeld-Schacksdorf OT Lieskau . . .

BEKANNTMACHUNGEN DER KORPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND
STIFTUNGEN DES OFFENTLICHEN RECHTS

Versorgungswerk der Architektenkammer Berlin

Wabhlordnung fiir die Wahlen zur Delegiertenversammlung und zum Aufsichtsrat

des Versorgungswerkes der Architektenkammer Berlin vom 8. April 2014 ....................

Deutsche Rentenversicherung Berlin-Brandenburg

Anderung in der Zusammensetzung des Bereichs ,,Geschiftsleitung™ .. ......................

BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen . ... ... ...ttt

InSOlvenzsachen . . ... ... . .

Seite

44

45

45

46

49



Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 2 vom 21. Januar 2015 35

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

Offentliches Auslegungsverfahren
zum geplanten Naturschutzgebiet ,,Domnitz“

Erneute Bekanntmachung
des Ministeriums fiir Landliche Entwicklung,
Umwelt und Landwirtschaft
Vom 11. Dezember 2014

Der Minister fiir Landliche Entwicklung, Umwelt und Land-
wirtschaft des Landes Brandenburg beabsichtigt, das Gebiet
,,DOmnitz* in einem férmlichen Verfahren gemif § 9 des Bran-
denburgischen Naturschutzausfiihrungsgesetzes vom 21. Janu-
ar 2013 (GVBI. I Nr. 3) in Verbindung mit § 22 Absatz 1 und 2,
§ 23 und § 32 Absatz 2 und 3 des Bundesnaturschutzgesetzes
vom 29. Juli 2009 (BGBLI. I S. 2542) sowie § 8 Absatz 1 und 3
des Brandenburgischen Naturschutzausfithrungsgesetzes und
§ 4 Absatz 1 der Naturschutzzustindigkeitsverordnung vom
27. Mai 2013 (GVBL. II Nr. 43) durch den Erlass einer Rechts-
verordnung als Naturschutzgebiet festzusetzen.

Das geplante Naturschutzgebiet liegt im Landkreis Prignitz. Es
haben sich nach der ersten Auslegung des Verordnungsentwurfs
in der Zeit vom 25. August 2014 bis 26. September 2014 Ande-
rungen in der Verordnung und im Grenzverlauf ergeben. Von den
Anderungen sind folgende Flichen ganz oder teilweise betrof-
fen:

Stadt/Gemeinde: Gemarkung: Flur:
Pritzwalk Sadenbeck 1,2 und 4;
Beveringen 7.

Der Entwurf der Verordnung und die dazugehdorigen Karten wer-
den

im Zeitraum vom 9. Februar 2015
bis einschlieBlich  13. Mérz 2015

bei den folgenden Behdrden wihrend der iiblichen Dienststun-
den zu jedermanns Einsicht 6ffentlich ausgelegt:

1. Landkreis Prignitz
- untere Naturschutzbehorde -
Berliner Str. 49
19348 Perleberg

2. Stadt Pritzwalk
Fachbereich 3
Gartenstr. 12
16928 Pritzwalk

3. Amt Meyenburg
Bauamt
Freyensteiner Str. 42
16945 Meyenburg

Wihrend der Auslegungsfrist konnen nach § 9 Absatz 2 Satz 2
des Brandenburgischen Naturschutzausfiihrungsgesetzes von
jedem Betroffenen Bedenken und Anregungen zum Entwurf der
Verordnung schriftlich oder zur Niederschrift bei den obigen
Auslegungsstellen oder dem Ministerium fiir Landliche Ent-
wicklung, Umwelt und Landwirtschaft des Landes Branden-
burg, Raum 162, Albert-Einstein-Str. 42 - 46, 14473 Potsdam,
vorgebracht werden. Die vorgebrachten Bedenken und Anre-
gungen miissen den Namen, den Vornamen und die genaue An-
schrift der Person enthalten. Bedenken und Anregungen, die sich
auf Grundstiicke beziehen, sollen Gemarkung, Flur und Flur-
stiick der betroffenen Flache enthalten.

Vom Zeitpunkt dieser Bekanntmachung an sind nach § 9 Absatz 2
Satz 3 des Brandenburgischen Naturschutzausfithrungsgesetzes
bis zum Inkrafttreten der Verordnung, jedoch langstens drei Jah-
re mit der Moglichkeit der Verldngerung um ein weiteres Jahr,
alle Handlungen verboten, die geeignet sind, den Schutzgegen-
stand nachteilig zu verdndern (Verdnderungssperre).

Die zum Zeitpunkt dieser Bekanntmachung ausgeiibte rechtma-
Bige Bodennutzung und rechtméBige Ausiibung der Jagd bleibt
gemdl § 9 Absatz 3 Satz 1 des Brandenburgischen Naturschutz-
ausfiihrungsgesetzes von der Verédnderungssperre unberiihrt.

Diese Bekanntmachung und im Auslegungszeitraum der Ent-
wurf der Verordnung zum Naturschutzgebiet ,,Domnitz* konnen
auch wie folgt im Internet eingesehen werden:

www.mlul.brandenburg.de/info/sg_auslegungsverfahren

Bestimmung iiber die Stelle zur Fiihrung
der Geschiifte des Landesschiedsamtes
fiir die vertragsirztliche Versorgung
im Land Brandenburg

Bekanntmachung des Ministeriums fiir Arbeit,
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie
Vom 17. Dezember 2014

Auf Grund der Verordnung iiber die Schiedsdmter fiir die ver-
tragsérztliche (vertragszahnirztliche) Versorgung (Schiedsamts-
verordnung) in der im Bundesgesetzblatt Teil I1I, Gliederungs-
nummer 827-10, verdffentlichten bereinigten Fassung, die zu-
letzt durch Artikel 24 des Gesetzes vom 26. Mérz 2007 (BGBI. 1
S. 378) gedndert worden ist, wird bestimmt, dass mit Wirkung
vom 1. August 2014 die Geschifte des Landesschiedsamtes fiir
die vertragsérztliche Versorgung im Land Brandenburg bei der
Landesvertretung Berlin/Brandenburg des Verbandes der Er-
satzkassen e. V., Friedrichstrafe 50 - 55, 10117 Berlin, gefiihrt
werden.


www.mlul.brandenburg.de/info/sg_auslegungsverfahren
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Gemeinsamer Erlass
des Ministeriums des Innern und fiir Kommunales
und des Ministeriums fiir Infrastruktur und
Landesplanung zur Organisation,
zu den Zustindigkeiten und Aufgaben
von Verkehrsunfallkommissionen
im Land Brandenburg

Vom 2. Dezember 2014

1 Grundsitze

Auf Grundlage der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zu
§ 44 der Straflenverkehrs-Ordnung (VwV-StVO) haben zur
Bekidmpfung der Verkehrsunfille Stralenverkehrsbehdrde,
Stralenbaubehdrde und Polizei eng zusammenzuarbeiten,
um zu ermitteln, wo sich die Unfille haufen, worauf diese
zuriickzufiihren sind und welche Mafinahmen ergriffen wer-
den miissen, um unfallbegiinstigende Besonderheiten zu be-
seitigen.

Hierzu sind Unfallkommissionen einzurichten, deren Orga-
nisation, Zustindigkeiten und Aufgaben durch diesen Erlass
geregelt werden.

2 Organisation
2.1 In Brandenburg werden eingerichtet:

- eine Landesunfallkommission

- eine Autobahnunfallkommission

- Ortliche Verkehrsunfallkommissionen in den kreisfreien
Stadten

- ortliche Verkehrsunfallkommissionen in den Landkrei-
sen

- ortliche Verkehrsunfallkommissionen in den groflen
kreisangehorigen Stadten sowie

- ortliche Verkehrsunfallkommissionen iibergangsweise
im Rahmen des Standarderprobungsgesetzes in ausge-
wihlten Stddten mit einer Einwohnerzahl von tiber
20 000 Einwohnern.

2.2 Unfallkommissionen sind durch die Stra3enverkehrsbehor-

de einzurichten.

2.3 Die Landesunfallkommission (LUK) wird organisiert und
geleitet durch den Leiter/die Leiterin der obersten Straf3en-
verkehrsbehorde. Der Landesunfallkommission gehéren als
standige Mitglieder Vertreter der obersten Stralenverkehrs-
behorde, der obersten Stralenbaubehorde, des Ministeriums
des Innern und fiir Kommunales, des Polizeipriasidiums und
des Landesbetriebes Straenwesen Brandenburg an. Sach-
verstandige sollen thematisch und regelméafig hinzugezogen
werden.

2.4 Die Autobahnunfallkommission (AUK) wird durch den
Leiter/die Leiterin der Straenverkehrsbehorde Autobahn
des Landesbetriebes Stralenwesen organisiert und geleitet.
Stindige Mitglieder sind Vertreter der ortlich zustidndigen
Polizei und der Autobahnmeistereien.
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2.5 Die ortliche Verkehrsunfallkommission (VUK) wird durch
den Leiter/die Leiterin der StraBenverkehrsbehdrde organi-
siert und geleitet. Standige Mitglieder sind Vertreter der ort-
lich zustdndigen Polizei, der StraBBenverkehrsbehérde sowie
entscheidungsbefugte Vertreter der Stralenbaulasttréiger.

2.6 Entsprechend der Tagesordnung sind weitere Behorden oder
Institutionen beratend in die Tétigkeit der Verkehrsunfall-
kommission einzubeziehen wie zum Beispiel Vertreter von
Forst- und Schulbehérden, Verkehrsunternehmen, Stadtpla-
ner, Blinden- und Behindertenverbanden, Verkehrswachten,
Jagdvereine.

2.7 Die Sitzungen der Verkehrsunfallkommissionen haben bei
Bedarf quartalsweise, ansonsten mindestens einmal jéhrlich
nach Vorlage der Unfallzahlen des Vorjahres stattzufinden.
Ein Bedarf kann bei Vorliegen von Unfallhdufungsstellen
beziehungsweise thematischen Unfallhdufungsbereichen ge-
geben sein.

2.8 Den Tagungsort bestimmt der Leiter/die Leiterin der Ver-
kehrsunfallkommission.

2.9 Nach Ablauf der 14-tdgigen Nachpriifzeit gelten Beschliisse
als verbindlich. Die beteiligten Behorden sind an die ge-
meinsamen Beschliisse der Unfallkommission gebunden
und zur zeitnahen Umsetzung der beschlossenen Mafinah-
men verpflichtet. Die Stralenverkehrsbehorde ist umgehend
zu unterrichten, wenn gefasste Beschliisse nicht wie vorge-
sehen umgesetzt werden konnen.

3 Zustindigkeiten
3.1 Landesunfallkommission
Die Landesunfallkommission ist zustdndig fiir die

- Beobachtung der mittel- und langfristigen Entwicklung
des Unfallgeschehens

- Fachaufsicht iiber die Arbeit der AUK und der VUK

- Verallgemeinerung von MafBnahmen der Unfallkom-
missionen, die sich als besonders wirksam herausge-
stellt haben

- Mitwirkung bei der Behandlung der Rechtsvorschriften
fiir den Stralenverkehr

- Vorbereitung, Durchfiihrung und Auswertung von Ver-
kehrsversuchen

- Forderung der Fortbildung und des Erfahrungsaustau-
sches

- Bereitstellung des elektronischen Unfallauswertepro-
gramms UFDAT an die Straenverkehrsbehdrden und
den LS

- Entscheidungsverfiigung tliber eventuell zur Verfiigung
stehende Haushaltsmittel fiir die Verkehrssicherheits-
arbeit im Land Brandenburg im Rahmen der Umsetzung
des Verkehrssicherheitsprogramms 2024.

3.2 Autobahnunfallkommission

Die Autobahnunfallkommission ist fiir das Erkennen und
Beseitigen von Unfallhdufungsstellen beziehungsweise the-
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matischen Unfallhdufungsbereichen auf den Bundesauto-
bahnen im Land Brandenburg zusténdig.

3.3 Ortliche Verkehrsunfallkommissionen

4.

—

Die VUK sind zustindig fiir das Erkennen und Beseitigen
von Unfallhdufungsstellen beziehungsweise thematischen
Unfallhdufungsbereichen im offentlichen Verkehrsraum
ihres Zustiandigkeitsbereiches (unabhingig von der Strallen-
baulast) mit Ausnahme der Bundesautobahnen.

Aufgaben der AUK und der ortlichen Verkehrsunfall-
kommission

Aufgaben der Stralenverkehrsbehorde

Der Leiter/die Leiterin der Stralenverkehrsbehorde 14dt ein,
bestimmt den Teilnehmerkreis und unterzeichnet das Proto-
koll.

Der Leiter/die Leiterin der Straenverkehrsbehorde erstellt
die Meldung zur Berichterstattung an die Landesunfallkom-
mission und kontrolliert die Umsetzungen der Ma3nahmen.

Der Leiter/die Leiterin der Stralenverkehrsbehorde fiihrt ei-
ne Liste der Unfallhdufungsstellen und der thematischen
Unfallhdufungsbereiche in elektronischer Form.

Der Leiter/die Leiterin der Stralenverkehrsbehorde ist ver-
antwortlich fiir die Uberwachung der Umsetzung der be-
schlossenen Mafinahmen. Der Leiter/die Leiterin der Stra-
Benverkehrsbehorde informiert die Landesunfallkommis-
sion, wenn beschlossene Maflnahmen nicht wie vorgesehen
umgesetzt werden.

Zur Klirung von geeigneten Verbesserungsmaf3nahmen 1adt
die Stralenverkehrsbehorde zu Ortsbesichtigungen - insbe-
sondere auch Verkehrsschauen - ein, dabei sind die Unfall-
kriterien zu beriicksichtigen.

4.2 Aufgaben der Vertreter der Polizei

Der Vertreter der Polizei analysiert mithilfe der Software
EUSKa monatlich das Verkehrsunfallgeschehen und meldet
dem Leiter/der Leiterin der Verkehrsunfallkommission un-
fallauffillige Bereiche.

Unfallauffillig sind Bereiche, wenn sich innerhalb oder
auBlerhalb geschlossener Ortschaften (mit Ausnahme von
Parkplétzen)

- innerhalb eines Jahres an Knotenpunkten beziehungs-
weise auf einer Strecke von 200 bis 500 m (auf BAB
1 000 m einer Richtungsfahrbahn) fiinf gleichartige Un-
félle (gleicher Unfalltyp oder gleiche Unfallumsténde)
oder drei Verkehrsunfille mit Personenschaden oder

- innerhalb von drei Jahren an Knotenpunkten bezie-
hungsweise auf einer Strecke von 200 bis 500 m (bei
BAB 1 000 m einer Richtungsfahrbahn) fiinf Unfélle mit
Personenschaden

ereignet haben.

Die Meldung an den Leiter/die Leiterin der Stra3enverkehrs-
behorde erfolgt mithilfe der durch die Software EUSKa gene-
rierten Formulare. Der Meldung ist eine Darstellung der Un-
fallabldufe (zum Beispiel Unfalldiagramm) beizufiigen. Hier-
bei sind alle Unfélle des Untersuchungsbereichs zu zeigen.

Der Vertreter der Polizei analysiert jéhrlich das Unfall-
geschehen auch nach thematischen Unfallhdufungen, wie:

- Alkoholeinfluss,

- VerstoBe an Lichtsignalen,

- Wildunfille,

- Beteiligung von Kindern und Senioren,

- unangepasste und iiberhohte Geschwindigkeit,
- falsch fahrende Radfahrer,

- saisonbedingte Unfille, zum Beispiel mit Krad,
- Falschfahrer oder

- Unfille verursacht durch ,,Junge Fahrer*.

Die Ergebnisse dieser Analyse sind mindestens einmal jahr-
lich in der Unfallkommission auszuwerten.

4.3 Aufgaben der Vertreter von Stra3enbaulasttragern

Die Vertreter der Stralenbaulasttriager haben darauf hinzu-
wirken, dass die Beschliisse der Unfallkommission, soweit
diese bauliche Mafinahmen oder stralenverkehrsrechtliche
Anordnungen betreffen, mit der erforderlichen Prioritét ge-
plant und umgesetzt werden.

Die Vertreter der Strafenbaulasttriger melden die Umset-
zung der beschlossenen Mallnahmen an den Leiter/die Lei-
terin der Stralenverkehrsbehorde und die Polizei, unabhén-
gig davon, ob eine Zustimmung der Straenverkehrsbehor-
de erforderlich ist.

4.4 Gemeinsame Aufgaben aller Mitglieder einer Verkehrs-

unfallkommission

Verkehrsunfille mit todlichem Ausgang sind grundsitzlich
zu untersuchen.

Die Ergebnisse der ortlichen Untersuchungen dienen der Po-
lizei zur Planung und Durchfithrung einer wirkungsorien-
tierten Verkehrspriavention/-iiberwachung, den Verkehrs-
behorden fiir verkehrsregelnde und den Stralenbaubehor-
den fiir stralenbauliche Mallnahmen.

Die Polizei, die StraBenverkehrsbehorde und die Stralen-
baubehorde priifen gemeinsam, welche Verbesserungsmalf3-
nahmen infrage kommen. Externe Berater konnen bei Be-
darf hinzugezogen werden.

Zur Auswahl von Mafinahmen sind die Verdffentlichungen
der Forschungsgesellschaft fiir das Stralen- und Verkehrs-
wesen (FGSV) zur Verkehrssicherheit, wie zum Beispiel das
Merkblatt fiir die Auswertung von Stralenverkehrsunfallen -
Teil 1 und Teil 2 mit heranzuziehen.

Als MafBnahmen zur Reduzierung des Verkehrsunfall-
geschehens kommen kurz-, mittel- und langfristige Maf-
nahmen in Betracht.
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Sofern Mallnahmen von verschiedenen Behorden bezie-
hungsweise Einrichtungen zu veranlassen oder umzusetzen
sind, ist die Koordinierung und Abstimmung durch den Lei-
ter/die Leiterin der StraBenverkehrsbehorde sicherzustellen.

Kurzfristige, Erfolg versprechende Mafinahmen sind auch
dann umzusetzen, wenn mittel- beziehungsweise langfristi-
ge Mallnahmen in Planung sind bezichungsweise wenn in
absehbarer Zeit eine véllige Umgestaltung der Ortlichkeit
geplant ist.

Fachaufsicht gegeniiber den Verkehrsunfallkommissio-
nen

Die Fachaufsicht gegeniiber den Verkehrsunfallkommissio-
nen nimmt die Landesunfallkommission wahr.

Jede Verkehrsunfallkommission erstellt einen Jahresbericht,
der bis spatestens 31.01. des Folgejahres der Landesunfall-
kommission vorzulegen ist. Die Landesunfallkommission
entwirft hierfiir Formblatter.

Die Landesunfallkommission wihlt anhand des Unfallge-
schehens und der Jahresberichte Unfallkommissionen aus,
die unter besondere Fachaufsicht zu stellen sind.

Kann zwischen den Teilnehmern der Verkehrsunfallkom-
mission kein Konsens zu stralenverkehrsrechtlichen bezie-
hungsweise stralenbaulichen Maflnahmen in Bezug auf ei-
ne Unfallhdufungsstelle beziehungsweise des thematischen
Unfallhdufungsbereiches gefunden werden oder kommt ein
Beteiligter bei der Umsetzung einer zugesagten Maflnahme
in Verzug beziehungsweise weigert sich ein Beteiligter, eine
von der Unfallkommission beschlossene Mainahme umzu-
setzen, ist die Landesunfallkommission zu unterrichten.

Offentlichkeitsarbeit

Unter Nutzung der regionalen und iiberregionalen Medien
(Presse, Rundfunk, Fernsehen, Internet) ist kontinuierlich zu
Untersuchungen und Beseitigungen von Unfallhdufungen
zu informieren. Ver6ffentlichungen konnen zum Beispiel

- Bilanzen iiber die Verkehrsunfallentwicklung im jewei-
ligen Verantwortungsbereich

- Erfolge und Handlungsbedarf bei der Beseitigung von
Unfallhdufungen und

- die Tatigkeit der Verkehrsunfallkommission im abge-
laufenen Berichtszeitraum

enthalten.

Verantwortlich fiir die Offentlichkeitsarbeit ist die jeweils
ortlich zustindige StraBenverkehrsbehorde.

Fortbildung

Als Vertreter der oben genannten Behorden in den Verkehrs-
unfallkommissionen sind nur entscheidungsbefugte Perso-
nen einzusetzen, die fiir diese Tatigkeit qualifiziert sind.

Alle Mitglieder der Verkehrsunfallkommissionen miissen
mindestens das Grundseminar fiir Unfallkommissionen an
der Fachhochschule der Polizei des Landes Brandenburg be-
legen.

Die Seminare werden von der Landesunfallkommission or-
ganisiert. Dariiber hinaus werden allen Mitgliedern von Ver-
kehrsunfallkommissionen Aufbauseminare angeboten.

Die Kosten fiir den Einsatz externer Referenten triagt die
oberste Stralenverkehrsbehorde.

Schlussbestimmungen

Der Erlass tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. Er wird im Amts-
blatt fiir Brandenburg bekannt gemacht.

Der Gemeinsame Erlass des Ministeriums flir Infrastruktur
und Landwirtschaft, Abteilung 4 und des Ministeriums des
Innern, Abteilung I'V, Nr. 24/2009 vom 16. Dezember 2009
(ABI. S. 2606) tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2014 auf3er
Kraft.

Sollten im Zuge verwaltungsorganisatorischer Verdnderun-
gen beziehungsweise technischer Entwicklungen Inhalte
des Erlasses unzutreffend werden, gilt der Erlass sinngemaf3
weiter.

Der Erlass gilt bis zum 31. Dezember 2019.
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Errichtung und Betrieb von drei Windkraftanlagen
(Windpark Kemnitz) in 14947 Nuthe-Urstromtal
OT Kemnitz

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 20. Januar 2015

Der mit der Bekanntmachung vom 18. Februar 2014 (ABI.
S. 300) angezeigte Erorterungstermin flir die ehemals fiinf be-
antragten Windkraftanlagen der Firma UKA Meiflen Projekt-
entwicklung GmbH & Co. KG, Dr.-Eberle-Platz 1 in 01662 Mei-
Ben am 04.06.2014 wurde mit Bekanntmachung vom 27. Mai
2014 (ABL. S. 709) verlegt. Der neue Erdrterungstermin ist fiir
den 25.02.2015, um 10:00 Uhr, im Konferenzsaal des Com-
municationCenter Biotechnologiepark (CCB) im Biotechno-
logiepark/CCB, in 14943 Luckenwalde vorgesehen.

Die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen behalten
ihre Giiltigkeit. Es wird darauf hingewiesen, dass die formge-
recht erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des An-
tragstellers oder von Personen, die Einwendungen erhoben ha-
ben, erdrtert werden.

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Genehmigung fiir eine wesentliche Anderung
einer Bodenwaschanlage in 14959 Trebbin

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 20. Januar 2015

Der Firma B.K.R. Kies- und Recycling GmbH & Co. Contamex
Bodenwaschanlage Trebbin KG, Industriestraf3e 14 in 14959 Treb-
bin wurde die Anderungsgenehmigung gemiB § 16 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes erteilt, auf dem Grundstiick in
14959 Trebbin, Gemarkung Trebbin, Flur 8, Flurstiicke 727 und
728 eine Bodenwaschanlage wesentlich zu &ndern. Die wesent-
liche Anderung beinhaltet die Erweiterung des siidlichen Out-
putlagers. Weiterhin wird innerhalb der 2012 errichteten Ein-
gangslagerhalle temporidr eine Trennwand zur Schaffung einer
Zwischenlagerflache fiir eine Konditionierung von Abfillen
mittels eines Kreiselmischers errichtet und der Nachtbetrieb der
Bodenwaschanlage geregelt.

Die immissionsschutzrechtliche Anderungsgenehmigung wur-
de unter den im Anderungsbescheid aufgefiihrten Nebenbestim-
mungen erteilt.

Fiir die vorgenannte Anlage ist das Merkblatt iiber die besten
verfligbaren Techniken (BVT) ,,Abfallbehandlungsanlagen® vom
August 2006 und ,,Allgemeine Uberwachungsgrundsitze* vom
Juli 2003, verdffentlicht beim Umweltbundesamt mafBgeblich.

Auslegung

Die Anderungsgenehmigung liegt in der Zeit vom 22.01.2015
bis zum 04.02.2015 im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz, Regionalabteilung Stid, Genehmigungsver-
fahrensstelle, Von-Schon-Stralle 7 in 03050 Cottbus, Zimmer 4.27
zur Einsichtnahme wihrend der Dienststunden aus. Um telefo-
nische Anmeldung unter der Telefonnummer 0355 4991-1411
wird nach Moglichkeit gebeten.

Da es sich um eine Anlage nach der Industrieemissions-Richt-
linie handelt, wird der immissionsschutzrechtliche Anderungs-
genehmigungsbescheid auf folgender Internetseite verdffent-
licht: www.lugv.brandenburg.de/info/genehmigungen_rs

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als zu-
gestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die oben genannte Genehmigung kann innerhalb eines
Monats nach Zustellung Widerspruch erhoben werden. Der
Widerspruch ist beim Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz, Regionalabteilung Stid, Von-Schon-Stra3e 7
in 03050 Cottbus schriftlich oder miindlich zur Niederschrift
einzulegen.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. Juli 2013
(BGBI. I S. 1943) gedndert worden ist

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBL. I S. 973, 3756)

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI. I S. 1001), die zuletzt durch Artikel 3 der Verord-
nung vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973) gedndert worden ist

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle
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Errichtung und Betrieb von sechs Windkraftanlagen
in 14959 Trebbin OT Christinendorf und
in 15838 Am Mellensee OT Gadsdorf

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 20. Januar 2015

Die Firma Energiequelle GmbH, Hauptstrafle 44 in 15806 Zos-
sen OT Kallinchen, beantragt die Genehmigung nach § 4 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf den Grund-
stiicken in der Gemarkung Christinendorf, Flur 3, Flur-
stiicke 115, 63, 55 und 62/1 sowie Gemarkung Gadsdorf,
Flur 1, Flurstiick 29 sechs Windkraftanlagen zu errichten und
zu betreiben.

Gemail § 1 Absatz 2 der Neunten Verordnung zur Durchfiihrung
des BImSchG ist fiir das Vorhaben die Durchfiihrung einer Um-
weltvertriglichkeitspriifung vorgesehen.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den
Betrieb von sechs Windkraftanlagen des Typs Enercon E-92 mit
einem Rotordurchmesser von 92 m und einer Nabenhdhe von
138,38 m (Gesamthohe 184,38 m). Die Leistung soll 2,3 MW
je Anlage betragen.

Die Inbetriebnahme der Anlagen ist fiir das 2. Quartal 2015 vor-
geschen.

1. Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehorigen Unterlagen
werden einen Monat vom 28.01.2015 bis einschliefilich
27.02.2015 im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfah-
rensstelle, Von-Schon-Strafle 7 in 03050 Cottbus, Zimmer 4.27,
in der Gemeinde Am Mellensee, Bauverwaltung, Zossener Stra-
Be 21 cin 15838 Am Mellensee OT Klausdorf, im Biirgerbiiro der
Stadt Zossen, Marktplatz 20 in 15806 Zossen sowie in der Stadt
Trebbin, Abt. 4 Bauen und Planen, Markt 1 - 3 in 14959 Trebbin,
1. Etage, Zimmer 14 ausgelegt und konnen dort wihrend der
Dienststunden von jedermann eingesehen werden.

II. Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben kdnnen wihrend der Ein-
wendungsfrist vom 28.01.2015 bis einschlieBlich 13.03.2015
schriftlich bei einer der vorgenannten Stellen erhoben werden.
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen aus-
geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen.

I11. Erorterungstermin

Die form- und fristgerechten Einwendungen werden in einem
Erorterungstermin am 29.04.2015, um 10:00 Uhr, in dem
Clauerthaus Trebbin, Berliner Strafie 44 (Ecke Denkmal-
platz) in 14959 Trebbin erortert. Kann die Erdrterung an die-
sem Tag nicht abgeschlossen werden, wird der Erérterungster-
min an den folgenden Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hin-

gewiesen, dass die formgerecht erhobenen Einwendungen auch
bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Ein-
wendungen erhoben haben, erdrtert werden.

IV. Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
horden, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt zu geben.
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn
diese zur ordnungsgemadBen Durchfithrung des Genehmigungs-
verfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entschei-
dung iiber die Einwendungen kann durch 6ffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.

V. Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. 1
S. 1274), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. No-
vember 2014 (BGBL. I S. 1740) geéndert worden ist

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973, 3756)

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI. I S. 1001), die zuletzt durch Artikel 3 der Verord-
nung vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973) gedndert worden ist

Gesetz tiber die Umweltvertriglichkeitsprifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli
2013 (BGBI.1S. 2749) gedndert worden ist

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Genehmigung einer Windkraftanlage
in 16278 Landin

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 20. Januar 2015

Der Firma Teut Windprojekte GmbH, Vielitzer Weg 12 in
16835 Lindow/Mark wurde die Neugenehmigung gemaf § 4 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchQG) erteilt, auf dem
Grundstiick in 16278 Landin, Gemarkung Landin, Flur 1, Flur-
stiicke 334 und 335 eine Anlage zur Nutzung von Windenergie
(Windkraftanlage) zu errichten und zu betreiben (Az: G02514.)
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Die Genehmigung umfasst im Wesentlichen die Errichtung und
den Betrieb einer Windkraftanlage im ausgewiesenen Windeig-
nungsgebiet ,,Pinnow* vom Typ Senvion 3.0M 122 mit einer Na-
benhohe von 139 m, einem Rotordurchmesser von 122 m und
einer elektrischen Leistung von 3.000 kW.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den
im Genehmigungsbescheid aufgefiihrten Nebenbestimmungen
erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung liegt zwei Wochen vom 22.01.2015 bis ein-
schlieBlich 04.02.2015 im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit
und Verbraucherschutz, Regionalabteilung Ost, Genehmigungs-
verfahrensstelle, Miillroser Chaussee 50, Zimmer 103 in
15236 Frankfurt (Oder) zur Einsichtnahme wéhrend der Dienst-
stunden aus. Um telefonische Anmeldung unter der Telefon-
nummer 0335 560-3182 wird nach Moglichkeit gebeten.

Mit Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als bekannt
gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist
schriftlich beim Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, Seeburger Chaussee 2 in 14476 Potsdam, Orts-
teil Grof3 Glienicke oder zur Niederschrift beim Landesamt fiir
Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Regionalabteilung
Ost, Miillroser Chaussee 50 in 15236 Frankfurt (Oder) einzule-
gen.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
20. November 2014 (BGBI. I S. 1740)

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Mirz 1997 (BGBL. I S. 504), zuletzt gedndert durch Artikel 1
der Verordnung vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973, 3756)

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBL. 1S.1001), zuletzt gedndert durch Artikel 3 der Ver-
ordnung vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973)

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Ost
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb eines
Heimtierkrematoriums in 15236 Frankfurt (Oder)
OT Markendorf

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 20. Januar 2015

Die Firma Maik Rumfeld, am Spring 5 in 15236 Frankfurt (Oder)
beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grundstiick Georg-Simon-
Ohm-Strafle 8a 15236 Frankfurt (Oder) OT Markendorf in der
Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 133, Flurstiick 1741 ein Heim-
tierkrematorium zu errichten und zu betreiben (Az.: G04214).

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 7.12.1.3 des
Anhangs 1 der Verordnung iiber genehmigungsbediirftige Anla-
gen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 7.19.2
Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes liber die Umweltvertraglich-
keitspriifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine stand-
ortbezogene Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststidndig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden
Unterlagen kénnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung
unter der Telefonnummer 0335 560-3182 wihrend der Dienst-
zeiten im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz, Regionalabteilung Ost, Genehmigungsverfahrensstelle,
Zimmer 103, Miillroser Chaussee 50, 15236 Frankfurt (Oder)
eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. 1
S. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
20. November 2014 (BGBI. I S. 1740)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige
Anlagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973,
3756)

Gesetz tiber die Umweltvertriglichkeitsprifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
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S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes vom
25.Juli 2013 (BGBI. I S. 2749)

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Ost
Genehmigungsverfahrensstelle

Genehmigung fiir eine Anlage
zur zeitweiligen Lagerung von Abfillen
(Zentraler Wertstoffhof Potsdam) am Standort
in 14478 Potsdam

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 20. Januar 2015

Der Firma Stadtentsorgung Potsdam GmbH, Drewitzer Straf3e 47,
14478 Potsdam, wurde die Genehmigung gemél § 4 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, in 14478 Pots-
dam, Zum Heizwerk 18, eine Anlage zur zeitweiligen Lagerung
von gefahrlichen und nicht gefdhrlichen Abfillen (Zentraler
Wertstofthof Potsdam) zu errichten und zu betreiben.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den
im Genehmigungsbescheid aufgefiihrten Nebenbestimmungen
erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung liegt in der Zeit vom 22.01.2015 bis
05.02.2015

- im Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz, Regionalabteilung West, Genehmigungsverfahrens-
stelle, Seeburger Chaussee 2, 14476 Potsdam OT GroB3 Glie-
nicke, Haus 3, Zimmer 328 und

- in der Stadtverwaltung der Landeshauptsstadt Potsdam, Be-
reich Verbindliche Bauleitplanung, Hegelallee 6 - 10, Haus 1,
Zimmer 836, in 14469 Potsdam

aus und kann dort wihrend der Dienstunden bzw. in der Stadt-
verwaltung Potsdam wihrend folgender Offnungszeiten einge-
sehen werden:

- Montag, Mittwoch, Donnerstag: 7:00 Uhr bis 12:00 Uhr und
13:00 Uhr bis 16:00 Uhr

- Dienstag: 7:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr

- Freitag: 7:00 Uhr bis 14:00 Uhr.

Da es sich um eine Anlage nach der Richtlinie 2010/75/EU iiber
Industrieemissionen (IED) handelt, wird der Genehmigungs-
bescheid zeitgleich auf der Internetseite des Landesamtes fiir
Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz veroffentlicht unter
http://www.lugv.brandenburg.de/info/genechmigungen_rw.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der immissions-
schutzrechtliche Bescheid auch gegeniiber Dritten als zuge-
stellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Genehmigungsbescheid konnen Sie innerhalb
eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erheben.

Ein schriftlicher Widerspruch ist an das Landesamt fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz, Regionalabteilung West,
Genehmigungsverfahrensstelle, Postfach 601061, 14410 Pots-
dam, zu richten.

Zur Niederschrift kann der Widerspruch beim Landesamt fiir
Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Regionalabteilung
West, Genehmigungsverfahrensstelle, Seeburger Chaussee 2,
14476 Potsdam/OT Grof3 Glienicke, Haus 3, eingelegt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgidnge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG),
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
20. November 2014 (BGBI. I S. 1740)

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBIL. S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 3 der Ver-
ordnung vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973)

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle

Genehmigung fiir die Errichtung und den Betrieb
von einer Windkraftanlage in 16792 Zehdenick,
OT Mildenberg

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 20. Januar 2015

Der Firma Windpark Badingen GmbH & Co. KG, Wiesengrund 13
in 25821 Breklum wurde am 02.12.2014 die Genehmigung
gemiB § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)
erteilt, auf dem Grundstiick Gemarkung Mildenberg, Flur 7,
Flurstiick 277 die mit Bescheid 035.00.00/13 vom 27.02.2014
genehmigte Windkraftanlage (WKA) gemd3 Nummer 1.6.2 V
des Anhangs 1 der Vierten Verordnung zur Durchfiihrung des
BImSchG (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige Anlagen -
4. BImSchV) abgeiindert zu errichten und zu betreiben.
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Der Standort der Anlage befindet sich im Windeignungsgebiet
Nr. 40 ,,Badingen/Mildenberg” des Regionalplans Prignitz-
Oberhavel, Sachlicher Teilplan Windenergienutzung.

Das Vorhaben umfasst die abgednderte Errichtung der Wind-
kraftanlage des Typs VESTAS V90 mit einer Nabenhohe von
105 m und einem Rotordurchmesser von 90 m. Die Leistung der
Anlagen betragt 2,0 MW. Der Anlagenstandort wurde gegeniiber
der Genehmigung 035.00.00/13 vom 27.02.2014 geringfiigig
verdndert.

Die immissionsschutzrechtliche Anderungsgenehmigung
wurde unter den im Genehmigungsbescheid Nr. 033.A0.00/14
vom (2.12.2014 aufgefiihrten Nebenbestimmungen erteilt.

Auslegung

Die Anderungsgenehmigung liegt mit einer Ausfertigung der
genehmigten Antragsunterlagen in der Zeit vom 22.01.2015 bis
einschlieBlich 05.02.2015 im Landesamt fir Umwelt, Gesund-
heit und Verbraucherschutz, Regionalabteilung West, Genehmi-
gungsverfahrensstelle, Fehrbelliner Strafle 4 a in 16816 Neurup-
pin, Zimmer 4.02 zur Einsichtnahme wéhrend der Dienst-
stunden aus. Um telefonische Anmeldung unter der Telefon-
nummer 03391 838-542 wird nach Moglichkeit gebeten. Mit
dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als bekannt ge-
geben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die oben genannte Genehmigung kann innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der
Widerspruch ist schriftlich beim Landesamt fiir Umwelt, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz, Regionalabteilung West, Ge-
nehmigungsverfahrensstelle, Postfach 601061, 14410 Potsdam
oder miindlich zur Niederschrift beim Landesamt fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz, Regionalabteilung West,
Genehmigungsverfahrensstelle, Fehrbelliner StraBe 4 a in
16816 Neuruppin einzulegen.

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens der UVP-Pflicht
fiir das Vorhaben der wesentlichen Anderung
der Biogasanlage am Standort 16845 Brunn

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 20. Januar 2015

Die Firma Green Gas Wriezen GmbH & Co. KG, Neuhofer Stra-
Be 67, in 98660 Kloster VeBira, beantragt die Genehmigung nach
§ 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) im

Landkreis Ostprignitz-Ruppin, Gemeinde 16845 Brunn; Ge-
markung Brunn, Flur 1, Flurstiick 79 zur wesentlichen Ande-
rung der bestehenden Biogasanlage.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummern 1.2.2.2'V,
8.6.3.2V,8.13V,9.1.1.2Vund 9.36 V des Anhanges der Vierten
Verordnung iiber genehmigungsbediirftige Anlagen (4. BImSchV)
in Verbindung mit Nummer 1.2.2.2 Spalte 2, Nummer 8.4.2.2
Spalte 2 sowie Nummer 9.1.1.3 Spalte 2 der Anlage 1 des
Gesetzes iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine allge-
meine Vorpriifung des Einzelfalles sowie eine standortbezogene
Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststdndig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden
Unterlagen kdnnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung
unter der Telefonnummer 033201 442-560 wihrend der Dienst-
zeiten im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz, Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 313 in 14476 Pots-
dam/OT Grof} Glienicke eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 1 vom 20. Novem-
ber 2014 Gesetzes (BGBI. I S. 1740)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973)

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes vom
25.Juli 2013 (BGBI. 1S.2749)

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Brandenburg
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle
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Vorpriifung zur Feststellung des Unterbleibens
der UVP-Pflicht fiir das Vorhaben Errichtung und
Betrieb von drei Windkraftanlagen (WKA) am
Standort 04938 Uebigau-Wahrenbriick OT Kauxdorf

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 20. Januar 2015

Die Firma UKA Cottbus Projektentwicklung GmbH & Co. KG,
Heinrich-Hertz-Stralle 6 in 03044 Cottbus beantragt die Geneh-
migung gemdB § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(BImSchQ) fiir die Errichtung und den Betrieb von drei Wind-
kraftanlagen am Standort 04938 Uebigau-Wahrenbriick OT Kaux-
dorfauf den Grundstiicken der Gemarkung Kauxdorf, Flur 2, Flur-
stiicke 105/1,418,222/102 und 52/1.

Es handelt sich hierbei um Anlagen der Nummer 1.6.2 V Spalte ¢
des Anhanges 1 der Verordnung tiber genehmigungsbediirftige
Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 1.6.2
Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes liber die Umweltvertraglich-
keitspriifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine allge-
meine Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriager vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststidndig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden
Unterlagen kénnen nach vorheriger Anmeldung unter der Tele-
fonnummer 0355 4991-1411 wahrend der Dienstzeiten im Lan-
desamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Regio-
nalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zimmer 4.27,
Von-Schoén-Strale 7 in 03050 Cottbus, eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen:

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. No-
vember 2014 (BGBI. I S. 1740) geéndert worden ist

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BlImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973, 3756)

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli
2013 (BGBI. I S. 2749) geéndert worden ist

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Vorpriifung zur Feststellung des Unterbleibens
der UVP-Pflicht fiir das Vorhaben Errichtung und
Betrieb von einer Windkraftanlage am Standort
03238 Lichterfeld-Schacksdorf OT Lieskau

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 20. Januar 2015

Die Firma UKA Meifen Projektentwicklung GmbH & Co. KG,
Dr.-Eberle-Platz 1 in 01662 Meiflen beantragt die Genehmigung
gemil § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)
fiir die Errichtung und den Betrieb von einer Windkraftanlage
vom Typ VESTAS V126 am Standort 03238 Lichterfeld-
Schacksdorf OT Lieskau auf dem Grundstiick der Gemarkung
Lieskau, Flur 1 Flurstiick 129.

Es handelt sich hierbei um Anlagen der Nummer 1.6.2 'V Spalte ¢
des Anhanges 1 der Verordnung tliber genechmigungsbediirftige
Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 1.6.2
Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes liber die Umweltvertriglich-
keitspriifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine Allge-
meine Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstréger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststédndig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden
Unterlagen konnen nach vorheriger Anmeldung unter der Tele-
fonnummer 0355 4991-1411 wihrend der Dienstzeiten im Lan-
desamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Regio-
nalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zimmer 4.27,
Von-Schon-Strale 7 in 03050 Cottbus, eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen:

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgéinge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. No-
vember 2014 (BGBI. I S. 1740) gedndert worden ist

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973, 3756)

Gesetz tiber die Umweltvertrdglichkeitsprifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli
2013 (BGBI.IS. 2749) gedndert worden ist

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Stid
Genehmigungsverfahrensstelle
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BEKANNTMACHUNGEN DER KORPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND
STIFTUNGEN DES OFFENTLICHEN RECHTS

Versorgungswerk der Architektenkammer Berlin

Wahlordnung fiir die Wahlen
zur Delegiertenversammlung und
zum Aufsichtsrat des Versorgungswerkes
der Architektenkammer Berlin
vom 8. April 2014

www.architektenversorgung-berlin.de

Aufgrund § 9 Absatz 3 in Verbindung mit § 15 des Berliner Ar-
chitekten- und Baukammergesetzes vom 6. Juli 2006 (GVBL.
S. 720), zuletzt gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 7. Feb-
ruar 2014 (GVBL. S. 39) in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und 4
der Satzung des Versorgungswerkes hat die Delegiertenver-
sammlung des Versorgungswerkes durch Beschlussfassung vom
8. April 2014 folgende Anderung der Wahlordnung fiir die Wah-
len zur Delegiertenversammlung und zum Aufsichtsrat des Ver-
sorgungswerkes der Architektenkammer Berlin beschlossen:

§ 7 Absatz 3 Nummer 6 wird wie folgt gedndert:

Satz 3 wird durch folgenden Satz ersetzt:

,.Entfillt auf mehrere Kandidaten aus demselben Kammerbe-
reich die gleiche Anzahl von Stimmen und sind diese Kandida-
ten deshalb nicht in den Aufsichtsrat gewdhlt, wird in einem oder

mehreren weiteren Wahlgingen der Kandidat mit den meisten
Stimmen ermittelt.

Ausgefertigt:

Berlin, den 09.10.2014

Dienstsiegel
Christine Edmaier
Prisidentin der Architektenkammer Berlin
Potsdam, den 08.11.2014

Dienstsiegel

Bernhard Schuster
Prisident der Brandenburgischen Architektenkammer

Deutsche Rentenversicherung Berlin-Brandenburg

Anderung in der Zusammensetzung des Bereichs
»Geschiftsleitung*

Bekanntmachung der Deutschen Rentenversicherung
Berlin-Brandenburg
Vom 22. Dezember 2014
Tel.: 030 3002-1040 oder 030 3002-0

In der Zusammensetzung des Bereichs ,,Geschéftsleitung* der
Deutschen Rentenversicherung Berlin-Brandenburg (vgl. Be-
kanntmachung vom 12. September 2014, ABI. S. 1246, zuletzt
gedndert durch Bekanntmachung vom 21. Oktober 2014, ABI.
S. 1454) ist nachstehende Anderung eingetreten:

Die Vertreterversammlung der Deutschen Rentenversicherung
Berlin-Brandenburg hat am 17. Dezember 2014

Frau Sylvia Diinn

zur stellvertretenden Geschéftsfithrerin gewahlt.


http:www.architektenversorgung-berlin.de
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Fiir alle nachstehend veroffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder
wird ein Recht spéter als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spatestens im Termin
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw.
Glaubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht beriicksichtigt und bei der Ver-
teilung des Versteigerungserloses dem Anspruch des Glaubigers
und den tlibrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter-
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der
Anspruch aus diesem Recht génzlich unberiicksichtigt.

Es ist zweckmiBig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge-
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag,
Zinsen und Kosten der Kiindigung und der die Befriedigung aus
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol-
gung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen.
Der Berechtigte kann die Erkldrung auch zur Niederschrift der
Geschiftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge-
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehors
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht
den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt fiir das Recht der
Versteigerungserlds an die Stelle des versteigerten Gegenstan-
des.

Amtsgericht Bad Liebenwerda

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Dienstag, 17. Mérz 2015, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, die im Grundbuch von
Doberlug-Kirchhain Blatt 3837 eingetragenen Grundstiicke,
Bezeichnung gemédl3 Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

5 Doberlug- 11 230
Kirchhain

Gebdude- und Freifliche 257 m?
Johann-Sebastian-Bach-

Str. 15
6 Doberlug- 11 231 Gebidude- und Freifliche, 732 m’
Kirchhain Erholungsfliache
Johann-Sebastian-Bach-
Str. 15

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Das Flurstiick 230 ist mit einem
Wohngebiude bebaut, der Anbau befindet sich als Uberbau auf
dem Flurstiick 231 sowie ein Nebengebéude.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 20.03.2014.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf

Flurstiick 230: 19.000,00 EUR

Flurstiick 231: 4.900,00 EUR

Geschifts-Nr.: 15 K 6/14

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 17. Mérz 2015, 14:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Neuburxdorf Blatt 38 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofle
4 Neuburxdorf 3 468 9.353 m’

Landwirtschaftsfliche
An der Hauptstrafle

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Grundstiick befindet sich direkt
an der L 66 und wird derzeit landwirtschaftlich genutzt, es be-
sitzt jedoch Baulandqualitit.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 04.05.2007.

Der Verkehrswert wurde geméil § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 25.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 46/07

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 10. Mérz 2015, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Frankfurt
(Oder) Blatt 4693 cingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 22, Flurstiick 32,
Gebiude- und Freifldche, Griiner Weg 1, Sophienstr.,
GroBe: 760 m?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
02.10.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 516.000,00 EUR.

Nutzung: grofitenteils vermietetes Wohn- und Gewerbegrund-
stlick

Postanschrift: Griiner Weg 1, 15232 Frankfurt (Oder)

AZ:3K 134/13
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Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Dienstag, 10. Mérz 2015, 11:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, Saal 302, die im Grundbuch von Lawitz
Blatt 389 eingetragenen Grundstiicksanteile, Bezeichnung ge-
mél Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Lawitz, Flur 2, Flurstiick 368, Gebdu-

de- und Freiflache, Bergstr. 2, GroBe: 508 m?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
05.03.2014 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 141.000,00 EUR (insgesamt).

Nutzung: zurzeit leer stehendes Einfamilienwohnhaus
Postanschrift: Bergstr. 2, 15898 Lawitz

AZ:3K 17/14

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 25. Mirz 2015, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,

15236 Frankfurt (Oder), Saal 302

a) das im Grundbuch(Wohnungsgrundbuch) von Schoneiche
(B) Blatt 6661 eingetragene Eigentum, Bezeichnung gemal
Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 801/100.000stel Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick, Gemarkung Schoneiche, Flur 10, Flurstiick 1336, Ge-
béude- und Freifldche, Wohnen, Brandenburgische Str. 147,
149, 151, Heuweg 64, 66, 68; Grofle in qm: 9.245,
verbunden mit dem Sondereigentum an der im 2. Oberge-
schoss gelegenen Wohnung mit Kellerraum, im Auftei-
lungsplan mit Nr. 11.1 bezeichnet.
Das Miteigentum ist beschrankt durch die zu den anderen
Miteigentumsanteilen gehdrenden Sondereigentumsrechte.
Es ist eine Gebrauchsregelung gemil § 15 WEG vereinbart.

b) das im Grundbuch(Teileigentumsgrundbuch) von Schénei-
che (B) Blatt 6758 zu 2/36-Anteil eingetragene Eigentum,
Bezeichnung gemil} Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 1, 2533/100.000stel Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick, Gemarkung Schoneiche, Flur 10, Flurstiick 1336, Ge-
baude- und Freiflache, Wohnen, Brandenburgische Str. 147,
149, 151, Heuweg 64, 66, 68; Grofle in qm: 9.245,
verbunden mit dem Sondereigentum an der in der Tiefgara-
ge gelegenen Parkplattenanlage I1I mit Stellplitzen, im Auf-
teilungsplan mit Nr. P90-P97 und P106-P115 bezeichnet.
Das Miteigentum ist beschrankt durch die zu den anderen
Miteigentumsanteilen gehdrenden Sondereigentumsrechte.
Es ist eine Gebrauchsregelung gemif § 15 WEG vereinbart.

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das jeweilige Grundbuch am

14.01.2014 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil3 § 74a Absatz 5 ZVG wie folgt
festgesetzt:

zua) 83.000,00 EUR

zub) 5.000,00 EUR.

Das jeweilige Wertgutachten kann wéhrend der Sprechzeiten im
Amtsgericht eingesehen werden.

Postanschrift der Wohnung: Heuweg 66, 15566 Schoneiche
Hinweis: Bei der Parkpalettenanlage handelt es sich um den
Pkw-Stellplatz Nr. 94.

Geschifts-Nr.: 3 K 122/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 25. Mirz 2015, 11:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,

15236 Frankfurt (Oder), Saal 302

a) das im Grundbuch(Teileigentumsgrundbuch) von Schonei-
che (B) Blatt 6697 zu 1/18-Anteil eingetragene Eigentum,
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 1, 2533/100.000stel Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick, Gemarkung Schoneiche, Flur 10, Flurstiick 1336, Ge-
biude- und Freifldche, Wohnen, Brandenburgische Str. 147,
149, 151, Heuweg 64, 66, 68 Grofe in gm: 9.245,
verbunden mit dem Sondereigentum an der in der Tiefgara-
ge gelegenen Parkplattenanlage I mit Stellpldtzen, im Auf-
teilungsplan mit Nr. P5-P14 und P18-P25 bezeichnet.
Das Miteigentum ist beschrankt durch die zu den anderen
Miteigentumsanteilen gehdrenden Sondereigentumsrechte.
Es ist eine Gebrauchsregelung gemil § 15 WEG vereinbart.

b) das im Grundbuch(Wohnungsgrundbuch) von Schoneiche
(B) Blatt 6642 eingetragene Eigentum, Bezeichnung gemél
Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, 788/100.000stel Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick, Gemarkung Schoneiche, Flur 10, Flurstiick 1336, Ge-
baude- und Freifliche, Wohnen, Brandenburgische Str. 147,
149, 151, Heuweg 64, 66, 68; Grofle in qm: 9.245,
verbunden mit dem Sondereigentum an der im 2. Oberge-
schoss gelegenen Wohnung mit Kellerraum, im Auftei-
lungsplan mit Nr. 8.6 bezeichnet.

Das Miteigentum ist beschrinkt durch die zu den anderen
Miteigentumsanteilen gehdrenden Sondereigentumsrechte.
Es ist eine Gebrauchsregelung gemil § 15 WEG vereinbart.

versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das jeweilige Grundbuch am
14.01.2014 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil} § 74a Absatz 5 ZVG wie folgt
festgesetzt:

zua): 5.000,00 EUR

zub): 87.000,00 EUR.

Das jeweilige Wertgutachten kann wéhrend der Sprechzeiten im
Amtsgericht eingesehen werden.

Postanschrift der Wohnung: Brandenburgische Strafle 147,
15566 Schoneiche

Hinweis: Bei der Parkpalettenanlage handelt es sich um den
Pkw-Stellplatz Nr. 20.

Geschéfts-Nr.: 3 K 125/13

Amtsgericht Kénigs Wusterhausen

Zwangsversteigerung
Am
Montag, 9. Miirz 2015, 10:00 Uhr
soll im Amtsgericht Konigs Wusterhausen, Saal 06 (15745 Wil-
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dau, Friedrich-Engels-Str. 58) das im Grundbuch von Gallun

Blatt 519 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemédfl Be-

standsverzeichnis:

Ifd. Nr. 2, Gemarkung Gallun, Flur 3, Flurstiick 375, Gebédude-
und Freiflaiche, Hohe Tannen 12, Grofie 367 m?

versteigert werden.

Das Grundstiick befindet sich in 15749 Mittenwalde OT Gallun,
Hohe Tannen 12. Es ist bebaut mit einer Doppelhaushilfte, er-
richtet im Jahr 2000, in massiver Bauweise, nicht unterkellert,
mit ca. 87 m* Wohnfliche sowie Stellplatz mit Carport. Das Ob-
jektist derzeit vermietet. Die nidhere Beschreibung kann bei dem
Amtsgericht Konigs Wusterhausen, Zimmer 015, vorliegenden
Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen werden.

Ein Erwerb unterhalb 50 % des Verkehrswertes ist nicht moglich.
Bieter haben auf berechtigten Antrag eines Beteiligten Sicher-
heit in der gesetzlich zuldssigen Form in Hohe von mindestens
10 % des Verkehrswertes sofort im Termin zu leisten (Bank-
biirgschaft oder einen von einem deutschen Kreditinstitut aus-
gestellten Verrechnungsscheck). Bietungsvollmachten miissen
notariell beglaubigt oder beurkundet sein. Achtung, keine Bar-
zahlung!

Weitere Informationen unter: http://www.zvg.com
Ansprechpartner der Glaubigervertreter: 0331 89-17113
AZ:8K 49/13

Amtsgericht Potsdam

Zwangsversteigerung ohne 5/10 und 7/10 Grenze
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 19. Februar 2015, 12:00 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 14467 Potsdam, 2. Ober-
geschoss, Saal 304.1, das im Grundbuch von Rathenow
Blatt 2745 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemill Be-
standsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Rathenow, Flur 42, Flurstiick 2, Geb&u-
de- und Gebdudenebenflichen, Gartenland, Milo-
wer Landstr. 29, Grof3e: 1.301 m?
versteigert werden.
Das Grundstiick ist mit einer unterkellerten eigen genutzten
Doppelhaushilfte (Wohnfl. ca. 108 m?) nebst vermietetem Biiro-
und Werkstattgebdude (ca. 80 m?), Baujahr um 1913 und 2009
sowie mit einem alten massiven Schuppen mit angebautem
Schleppdach bebaut. Es besteht Fertigstellungs- und Sanie-
rungsbedarf.
Der Versteigerungsvermerk wurde am 10.04.2013 in das ge-
nannte Grundbuch eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 125.000,00 EUR.

Im Termin am 18.02.2014 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Halfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ:2K 84/13

Zwangsversteigerung/keine Grenzen (5/10 und 7/10)
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 4. Mirz 2015, 12:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,

14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch

von Brandenburg Blatt 9860 cingetragene Grundstiick, Be-

zeichnung gemdl Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Brandenburg, Flur 142, Flurstiick 42,
Gebédude- und Freifliche, Unter den Platanen 33,
GrofBe: 1.418 m?

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 396.365,00 EUR festgesetzt worden.
Davon entfdllt auf die als Zubehor mitzuversteigernde Betriebs-
einrichtung 3.365,00 EUR.

Der Grofteil der Betriebseinrichtung wurde bereits vor der Be-
schlagnahme verdufert.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 3. April 2013 einge-
tragen worden.

Das Grundstiick ist mit einem ehemaligen Lager- und Werk-
stattgebdude der Koniglich-Preulischen Pulverfabrik (Bj. ca.
1914, ca. 60 cm dicke AuBenwinde) bebaut. Nach 1990 wurde
es umfassend saniert und ausgebaut. Das Klinkergebdude um-
fasst eine Fertigungshalle (Bau von Schalteranlagen) und meh-
rere Biiro- und Sozialrdume (Nfl. Biiro ca. 396 m? Nfl. Ferti-
gung und Lager ca. 390 m?). Laut Auskunft der unteren Denk-
malschutzbehérde wurde 1992 insbesondere das &uflere Er-
scheinungsbild des Gebdudes unter Schutz gestellt. Simtliche
baulichen Mafinahmen und Verdnderungen sind mit dieser Be-
horde abzustimmen. Laut Auskunft der Stadtverwaltung (Bau-
aufsicht) liegen fiir den Umbau der Halle keine Bauantrige vor.
Es wurde bislang keine Nutzungsénderung genehmigt. Diese ist
gef. nachtréglich zu beantragen.

Im Termin am 29. Januar 2014 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot die Hélfte des Verkehrswertes
nicht erreicht hat.

AZ:2K 88/13

Zwangsversteigerung/keine Grenzen (5/10 und 7/10)
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 18. Mirz 2015, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 304.1, das im Wohnungs-
grundbuch von Brandenburg Blatt 21529 eingetragene Woh-
nungseigentumsrecht, Bezeichnung geméaf Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 1.207,1/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick
Gemarkung Brandenburg, Flur 78, Flurstiick 15/2,
Gebiude- und Freifliche, Krakauer Landstraf3e 4,
Grofe: 2.187 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 6 laut
Aufteilungsplan. Sondernutzungen sind vereinbart. Dieser Woh-
nung ist ein Sondernutzungsrecht nicht zugeordnet.

versteigert werden.
Der Verkehrswert ist auf 46.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 24.05.2012 eingetra-
gen worden.


http:http://www.zvg.com
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Die Eigentumswohnung Nr. 6 liegt im 2. Obergeschoss rechts in
dem 9-Familienhaus Krakauer Landstrafle 4 in 14776 Branden-
burg an der Havel. Das Gebdude wurde etwa 1910 errichtet, vor
der Bildung von Wohnungseigentum saniert und renoviert und
weist Baumingel und -schiden auf. Die Wohnung verfiigt iiber
zwei Zimmer, Flur, Kiiche und Bad/WC mit etwa 68 m*> Wohn-
flache. Die Einbaukiiche wird nicht mitversteigert.

Im Termin am 29.05.2013 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot 7/10 des Verkehrswertes nicht er-
reicht hat.

AZ:2K 112/12

Zwangsversteigerung zum Zwecke der Aufhebung
der Gemeinschaft
Im Wege der Teilungsversteigerung soll am
Mittwoch, 18. Marz 2015, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 304.1, das im Grund-
buch von Seddin Blatt 398 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Seddin, Flur 1, Flurstiick 3/2, Gebdude-
und Freifliche, Landwirtschaftsfliche, Waldfldche,
Hauptstr. 64, grof3: 5.967 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 740.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 12. August 2013 ein-
getragen worden.

Das Grundstiick in der HauptstraBBe 64, 14554 Seddiner See
OT Seddin, ist bebaut mit einem Wohnhaus (It. Angabe d. Ei-
gentlimer: Bj. um 1943, W1l. ca. 115 m’, in den letzten Jahren
keine Modernisierungen), einer Doppelgarage (Bj. um 1980 ge-
schitzt), einem Schuppen und weiterem Nebengelass.

AZ:2K 183/13

Amtsgericht Senftenberg

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Donnerstag, 12. Mirz 2015, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erdge-
schoss, Saal EO1, die im Grundbuch von GroBrischen Blatt 362
eingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung gemil Bestandsver-
zeichnis:
Gemarkung GrofBrdschen, Flur 1,
Flurstiick 381/2, Gebdude- und Gebaudenebenflachen, 2.478 m?
grof3 und
Flurstiick 383/3, Gebadude- und Gebiudenebenflachen, 365 m?
grof3, versteigert werden.
Lage: 01983 Grofraschen, Wilhelm-Pieck-Strafle
Bebauung: ehemaliger Verkaufscenter mit 2 Einheiten (10 ne-
beneinander aufgestellte Raumzellen)
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
22.12.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemédB § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf 40.000,00 EUR.

Im Termin am 12.09.2012 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte 5/10 des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschafts-Nr.: 42 K 81/11

Insolvenzsachen

Von der elektronischen Verdffentlichung wird abgesehen.

Informationen zu Insolvenzverfahren sind unter dem Justiz-

portal ,https://www.insolvenzbekanntmachungen.de/*
abrufbar.
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Vater1
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Vater1
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Vater1
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Vater1
Schreibmaschinentext
Von der elektronischen Veröffentlichung wird abgesehen. 
Informationen zu Insolvenzverfahren sind unter dem Justiz-
portal „https://www.insolvenzbekanntmachungen.de/“ 
abrufbar.
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